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1 Ausgangslage 

An den Sitzungen vom 27. und 28. Juni 2019 hat die SPK-N die Bundesverwaltung beauftragt, in Form einer Tabelle eine kurze Zusammenfassung zu 

erstellen mit sämtlichen Bestimmungen, die gemäss der Fassung der Mehrheit oder im Fall der Annahme eines Minderheitsantrags: 

a. nicht mit dem revidierten Übereinkommen SEV 108 (nachfolgend «Konvention 108+) vereinbar sind; 

b. aus Sicht der Verwaltung eine Anerkennung der Äquivalenz des DSG mit der Verordnung (EU) 2016/679 behindern können; 

c. mit den Schengen-Verträgen inkompatibel sind; 

d. unter das Schutzniveau des heute gültigen DSG gehen.  

Anmerkung zu Buchstabe b:  

Nach Artikel 97 der Verordnung (EU) 2016/679 muss die Europäische Kommission bis am 25. Mai 2020 einen Bericht über die gewissen Drittstaaten 

wie der Schweiz gewährten Angemessenheitsbeschlüsse vorlegen. Sie beabsichtigt folglich, bis zu diesem Zeitpunkt alle bestehenden Angemessen-

heitsbeschlüsse zu überprüfen. Die Schweiz wird zur selben Zeit wie die anderen Drittstaaten bewertet. Davon ausgenommen sind die USA und Japan, 

die erst vor Kurzem einen Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Union erhalten haben. 

In Artikel 45 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 werden die Kriterien bestimmt, welche die Europäische Kommission bei der Prüfung der Ange-

messenheit des Datenschutzniveaus in einem Drittstaat berücksichtigen muss. Sie muss namentlich der Rechtsstaatlichkeit Rechnung tragen, der Ach-

tung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, den einschlägigen Rechtsvorschriften sowohl allgemeiner als auch sektoraler Art, der Existenz und 

wirksamen Funktionsweise einer oder mehrerer unabhängiger Aufsichtsbehörden im Datenschutzbereich und den internationalen Verpflichtungen des 

betreffenden Drittlands, insbesondere in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten. Nach dem Erwägungsgrund 105 der Verordnung (EU) 

2016/679 sollte insbesondere der Beitritt des Drittlands zum Übereinkommen des Europarates vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei der 
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automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten und dem dazugehörigen Zusatzprotokoll berücksichtigt werden. Die Achtung der Datenschutz-

vorschriften gemäss der Konvention 108+ bildet ein weiteres massgebendes Kriterium. Am 28. November 2017 hat eine Arbeitsgruppe der mit dem 

Schutz von Personendaten beauftragten EU-Behörden (Artikel-29-Datenschutzgruppe) ein Dokument mit dem Titel «Referenzgrundlage für Angemes-

senheit» angenommen, das am 6. Februar 2018 überarbeitet worden ist. Das Dokument stellt eine Orientierungshilfe für die Europäische Kommission 

zur Beurteilung des Datenschutzniveaus in Drittländern dar. Es werden darin die wichtigsten datenschutzrechtlichen Grundsätze dargelegt, die im 

Rechtsrahmen eines Drittlands gegeben sein müssen, damit sichergestellt werden kann, dass dieser Rechtsrahmen der Sache nach gleichwertig mit 

dem Rechtsrahmen der EU ist.  

Die Europäische Kommission hat die Beurteilung im Frühling 2019 begonnen und die Schweiz aufgefordert, ihr auf Grundlage des Dokuments «Refe-

renzgrundlage für Angemessenheit» ergänzende Informationen zur datenschutzrechtlichen Situation zu liefern. Seit Anfang dieses Jahres hat sich die 

Europäische Kommission ausserdem zweimal informell mit einer Schweizer Delegation von Fachleuten des BJ, des EDA und des Eidgenössischen 

Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) getroffen. 

Um zu bestimmen, ob eine Bestimmung des E-DSG gemäss der Fassung der Mehrheit oder eines Minderheitsantrags im Hinblick auf die Erneuerung 

des Angemessenheitsbeschlusses der Schweiz problematisch sein könnte, hat sich das BJ bei seiner Analyse auf das Dokument «Referenzgrundlage 

für Angemessenheit» sowie auf die von der Europäischen Kommission in den informellen Treffen genannten Punkte gestützt. Ebenfalls berücksichtigt 

wurde das Kriterium, ob die betreffende Norm die Anforderungen der Konvention 108+ erfüllt. 
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2 Ergebnisse 

E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

Art. 4 Bst. c Ziff. 1 und 6 [Begriffe] 

Entwurf Bundes-

rat  :  

 

In diesem Gesetz 

bedeuten: … 

c. besonders 

schützenswerte 

Personendaten: 

1. Daten über 

religiöse, 

weltan-

schauliche, 

politische  

oder ge-

werkschaftli-

che Ansich-

ten 

oder Tätig-

keiten,  

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit) : 

 

 

… 

c. … 

 

 

 

1. Daten über 

religiöse, 

weltanschau-

liche oder 

politische An-

sichten 

oder Tätig-

keiten, 

NEIN 

In Art. 6 ist zu-

sätzlich zu den 

Daten über die 

politischen An-

schauungen die 

Rede von Daten 

über die Gewerk-

schaftszugehörig-

keit, während 

diese in der gel-

tenden Konven-

tion 108 nicht ent-

halten sind.  

Legt man die poli-

tische Tätigkeit 

sehr weit aus, so 

könnte auch die 

gewerkschaftliche 

Aktivität erfasst 

sein. 

NEIN 

Art. 9 DSGVO nennt so-

wohl die Bearbeitung von 

Daten über die politischen 

Meinungen als auch über 

die Gewerkschaftszugehö-

rigkeit. 

Legt man die politische Tä-

tigkeit sehr weit aus, so 

könnte auch die gewerk-

schaftliche Aktivität erfasst 

sein. Es ist aber fraglich, 

ob die EU-Kommission 

diese Interpretation akzep-

tieren wird. 

NEIN 

Gemäss dem Dokument 

«Referenzgrundlage für An-

gemessenheit» (Kap. B Ziff. 

1) ist das Vorliegen beson-

derer Garantien für die Bear-

beitung besonders schüt-

zenswerter Daten ein  

massgebendes 

Kriterium für die Angemes-

senheit.  

NEIN 

Art. 10 der Richtlinie (EU) 

2016/680 nennt sowohl die 

Bearbeitung von Daten 

über die politischen Mei-

nungen als auch über die 

Gewerkschaftszugehörig-

keit. 

JA 

Art. 3 Bst. c Ziff. 1 DSG 

nennt im Katalog der 

besonders schützens-

werten Personendaten 

die Daten über die ge-

werkschaftlichen An-

sichten oder Tätigkei-

ten. 

                                                
1  Es handelt sich hier vor allem um Anforderungen derRichtlinie (EU) 2016/680 über die gerichtliche und polizeiliche Zusammenarbeit. In einigen Schengen-Bereichen, die von dieser Richtlinie 2016/680 

nicht gedeckt werden (Visa, Waffen), können die Anforderungen der RGPD anwendbar sein. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 

In diesem Gesetz 

bedeuten:  

c. besonders 

schützenswerte 

Personendaten: 

6. Daten über 

Mass- 

nahmen der 

sozialen 

Hilfe ; 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 

… 

 

c. … 

 

 

 

6. Streichen 

JA 

 

 

 

 

 

 

JA JA JA NEIN 

Die Personendaten über 

Massnahmen der sozia-

len Hilfe sind heute Be-

standteil des Katalogs 

der besonders schüt-

zenswerten Daten 

(Art. 3 Bst. c Ziff. 3 

DSG). 

Art. 5 Abs. 6 und 7 [Grundsätze] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
6 Ist die Ein- 

willigung der be-

troffenen Person er-

forderlich, so ist 

diese Einwilligung 

nur gültig, wenn sie 

für eine oder 

mehrere bestimmte 

Bearbeitungen nach 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 
6 …… so ist diese 

Einwilligung nur 

gültig, wenn sie 

für eine oder meh-

rere bestimmte 

Bearbeitungen 

nach angemesse-

ner Information, 

JA JA 

Abweichende Meinung des 

EDÖB:  

Wenn die Anforderung der 

ausdrücklichen Einwilli-

gung in das Profiling gestri-

chen wird, entspricht dies 

nicht Art. 22 DSGVO zum 

Recht der betroffenen Per-

JA 

Abweichende Meinung 

EDÖB:  

Das Streichen der Anforde-

rung der ausdrücklichen Ein-

willigung in das Profiling ist 

im Hinblick auf den Ange-

messenheitsbeschluss prob-

lematisch.   

JA 

Der Begriff der Einwilligung 

und die entsprechenden 

Voraussetzungen werden 

in der 

Richtlinie (EU) 2016/680 

nicht 

definiert. 

NEIN 

Art. 4 Abs. 5 DSG hält 

folgendes fest: Ist die 

Einwilligung der be-

troffenen Person in die 

Bearbeitung von beson-

ders schützenswerten 

Daten oder Persönlich-

keitsprofilen erforder-

lich, so ist diese Einwilli-

gung erst gültig, wenn 

sie nach angemessener 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

angemessener In-

formation, freiwillig 

und eindeutig erteilt 

wird. Für die Bear-

beitung von beson-

ders 

schützenswerten 

Personendaten und 

das Profiling muss 

die Einwilligung 

ausdrücklich erfol-

gen. 

freiwillig erteilt 

wird . 

(2. Satz streichen) 

 
7 Für die Bearbei-

tung von beson-

ders schützens-

werten Personen-

daten muss die 

Einwilligung aus-

drücklich erfolgen. 

son, nicht einer aus-

schliesslich auf einer auto-

matisierten Bearbeitung 

einschliesslich Profiling be-

ruhenden Entscheidung 

unterworfen zu werden. 

Information freiwillig und 

ausdrücklich erfolgt. 

Da im E-DSG «Persön-

lichkeits-profil» durch 

«Profiling» ersetzt wird, 

schwächt die Aufhe-

bung der Anforderung 

der ausdrücklichen Ein-

willigung das 

geltende Recht. 

Art. 11 Abs. 5 [Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
5 Der Bundesrat 

kann Ausnahmen 

für Unternehmen 

vorsehen, die weni-

ger als fünfzig Mit-

arbeiterinnen und 

Mitarbeiter 

beschäftigen und 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 
5 Der Bundesrat 

sieht Ausnahmen 

für Unternehmen 

vor, die weniger 

als fünfhundert 

Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter 

beschäftigen... 

NEIN 

Die von der SPK-

N vorgeschlagene 

Ausnahme ist zu 

umfassend. 

Nach Art. 10 

Abs. 1 der Kon-

vention 108+ 

müssen die Ver-

tragsparteien die 

Verantwortlichen 

NEIN 

Art. 30 Abs. 5 DSGVO ent-

hält eine Ausnahme von 

der Pflicht zur Führung ei-

nes Verzeichnisses der Be-

arbeitungstätigkeiten für 

Unternehmen mit weniger 

als 250 Mitarbeitenden.  

NEIN 

Die Ausnahme im Entwurf 

der SPK-N würde Art. 11 E-

DSG aushöhlen, da nur ein 

sehr geringer Teil der 

Unternehmen2 ein Verzeich-

nis der Bearbeitungstätigkei-

ten führen müsste. Die Euro-

päische Kommission könnte 

zum Schluss gelangen, dass 

der Mindeststandard gemäss 

JA 

Die Richtlinie (EU) 

2016/680 gilt nicht für den 

privaten Sektor. 

-- 

                                                
2 Gemäss den Zahlen des KMU-Portals für die kleinen und mittleren Unternehmen hatten im Jahr 2016 667 Unternehmen mehr als 500 Mitarbeitende. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

deren Datenbear-

beitung nur ein ge-

ringes Risiko von 

Verletzungen der 

Persönlichkeit der 

betroffenen Perso-

nen mit sich bringt. 

und Auftragsbear-

beiter verpflichten, 

ihre Bearbeitun-

gen zu dokumen-

tieren, damit sie 

der Aufsichtsbe-

hörde darlegen 

können, dass die 

Bearbeitungen, für 

die sie verantwort-

lich sind, mit den 

Bestimmungen 

der Konvention 

108+ in Einklang 

stehen. 

der Konvention 108+ zur Do-

kumentation der Bearbeitun-

gen nicht erfüllt ist.  

Die Pflicht des Verantwortli-

chen, nachweisen zu kön-

nen, dass seine Bearbeitun-

gen den geltenden Rechts-

rahmen einhalten, z. B. 

durch das Führen von Ver-

zeichnissen, ist eine Refe-

renzgrundlage für die Ange-

messenheit (Kap. C Ziff. 3). 

 

Art. 14 Abs. 2 [Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland — Ausnahmen] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
2  Der Verantwortli-

che oder der Auf-

tragsbearbeiter in-

formiert den Beauf-

tragten auf Anfrage 

über die Bekannt-

gabe von Personen-

daten nach Absatz 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 
2 Streichen 

 

NEIN  

Nach Art. 14 

Abs. 5 muss jede 

Vertragspartei si-

cherstellen, dass 

die Aufsichtsbe-

hörde über be-

stimmte Daten-

weitergaben infor-

miert und ermäch-

tigt wird, beim 

Verantwortlichen 

NEIN 

Nach Art. 49 Abs. 1 ist der 

Verantwortliche verpflich-

tet, die Aufsichtsbehörde in 

Kenntnis zu setzen, wenn 

er gestützt auf eine der 

Ausnahmen nach Art. 49 

Daten an ein Drittland 

übermittelt.  

NEIN 

Die wirksame Funktions-

weise einer Aufsichtsbe-

hörde ist eine Referenz-

grundlage für die Angemes-

senheit (Kap. C Ziff. 1 und 

4). 

 

NEIN 

Nach Art. 37 Abs. 2 und 38 

Abs. 2 der Richtlinie (EU) 

2016/680 müssen be-

stimmte Übermittlungen 

von Personendaten an ein 

Drittland im Grundsatz do-

kumentiert werden und die 

Dokumentation muss der 

JA 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

1 Buchstaben b Zif-

fer 2, c und d. 
bestimmte Infor-

mationen zu be-

antragen. 

Aufsichtsbehörde auf An-

forderung zur Verfügung 

gestellt werden. 

Art. 18 Abs. 1 Bst. a und e [Ausnahmen von der Informationspflicht und Einschränkungen -– bei der Beschaffung von Personendaten] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
1 Die Informations-

pflicht nach Artikel 

17 entfällt, wenn 

eine der folgenden 

Voraussetzungen 

erfüllt ist:  

a. Die betroffene 

Person verfügt 

bereits über die 

entsprechenden 

Informationen. 

… 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit) : 

 
1 …. 

 

 

 

 

 

a. …die ent-

sprechenden 

Informationen 

oder hat kein 

besonderes 

Interesse. 

NEIN 

Art. 8 und 11 se-

hen keine Aus-

nahme von der In-

formationspflicht 

vor, wenn die be-

troffene Person 

kein besonderes 

Interesse daran 

hat.  

 

 

 

 

NEIN 

Art. 14 Abs. 5 Bst. a 

DSGVO sieht keine Aus-

nahme von der Informati-

onspflicht vor, wenn die be-

troffene Person kein be-

sonderes Interesse daran 

hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

NEIN 

Der Grundsatz der Transpa-

renz ist eine Referenzgrund-

lage für die Angemessenheit 

(Kap. A Ziff. 7). 

 

 

 

 

 

 

 

NEIN 

Art. 13 Abs. 3 der Richtlinie 

(EU) 2016/680 sieht keine 

Ausnahme von der Infor-

mationspflicht vor, wenn 

die betroffene Person kein 

besonderes Interesse da-

ran hat. 

 

 

 

 

 

NEIN 

Weder Art. 14 Abs. 4 

und 5 DSG (Informati-

onspflicht der privaten 

Personen beim Be-

schaffen von besonders 

schützenswerten Perso-

nendaten und Persön-

lichkeitsprofilen) noch 

Art. 18a und 18b DSG 

(Informationspflicht der 

Bundesorgane beim Be-

schaffen von Personen-

daten und Einschrän-

kung der Informations-

pflicht) enthalten eine 

solche Ausnahme. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

 

 

Entwurf Bundes-

rat  : 
1 …. 

… 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 
1 … 

… 

e. Die Informa-

tion erfordert 

einen unver-

hältnismässi-

gen Aufwand.  

 

NEIN 

Diese Ausnahme 

ist in der Konven-

tion 108+ nicht 

vor- 

gesehen. Siehe 

Art. 8 und 11. 

NEIN 

Diese Ausnahme ist in der 

DSGVO nicht vor- 

gesehen. Siehe Art. 14 

Abs. 5 Bst. b. 

NEIN 

Der Grundsatz der Transpa-

renz ist eine Referenzgrund-

lage für die Angemessenheit 

(Kap. A Ziff. 7). 

NEIN 

Diese Ausnahme ist in 

Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 

(EU) 2016/680 nicht vor- 

gesehen 

NEIN 

Nach Art. 14 Abs. 4 

DSG kann eine solche 

Ausnahme nur geltend 

gemacht werden, wenn 

die Daten nicht bei der 

betroffenen Person be-

schafft wurden. Diese 

Ausnahme ist in 

Art. 18a und 18b DSG 

zudem nicht vorgese-

hen. 

Art. 18 Abs. 3 Bst. c [Ausnahmen von der Informationspflicht und Einschränkungen -– bei der Beschaffung von Personendaten] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

3 Der Verantwort 

liche kann die Mit-

teilung der Informa-

tionen in den fol-

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 

 

 

 

 

JA  JA  JA JA NEIN 

Nach Art. 14 Abs. 5 

DSG in Verbindung mit 

Art. 9 Abs. 4 kann der 

Inhaber der Daten-

sammlung die Informa-
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

genden Fällen ein-

schränken, auf-

schieben oder 

darauf verzichten: 

… 

c. Der Verantwort-

liche ist eine pri-

vate Person, 

überwiegende 

Interessen er-

fordern die 

Massnahme 

und der Verant-

wortliche gibt 

die Personen-

daten nicht Drit-

ten bekannt.  

… 

 

 

 

 

c. Der Verant-

wortliche ist 

eine private 

Person und 

überwiegende 

Interessen er-

fordern die 

Massnahme. 

tion verweigern, ein-

schränken oder auf-

schieben, soweit eigene 

überwiegende Interes-

sen es erfordern und er 

die Personendaten nicht 

Dritten bekannt gibt.  

Art. 23 Abs. 2 Einleitungssatz [Auskunftsrecht] 

Entwurf Bundes-

rat  : 
2 Die betroffene 

Person erhält dieje-

nigen Informa- 

tionen, die erforder-

lich sind, damit sie 

ihre Rechte nach 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit) : 
2 Die betroffene 

Person erhält aus-

schliesslich dieje-

nigen Informatio-

nen, die erforder-

lich sind, damit sie 

NEIN 

Im Entwurf der 

SPK-N hält Abs. 2 

abschliessend 

fest, welche Infor-

mationen der be-

troffenen Person 

mitgeteilt werden, 

NEIN 

Der Katalog der der be-

troffenen Person mitzutei-

lenden Informationen in  

Art. 15 DSGVO ist ausführ-

licher und der Ausdruck 

«ausschliesslich» könnte 

so ausgelegt werden, dass 

NEIN  

Der Grundsatz der Transpa-

renz und das Auskunftsrecht 

der betroffenen Person sind 

zwei Referenzgrundlagen für 

die Angemessenheit (Kap. A 

Ziff. 7 und 8) 

NEIN 

Der Katalog der der be-

troffenen Person mitzutei-

lenden Informationen in 

Art. 14 der Richtlinie (EU) 

2016/680 ist ausführlicher 

und der Ausdruck «aus-

schliesslich» könnte so 

JA 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

diesem Gesetz gel-

tend 

machen kann und 

eine transparente 

Datenbearbeitung 

gewährleistet ist. In 

jedem Fall werden 

ihr folgende Infor-

mationen mitgeteilt: 
 

ihre Rechte nach 

diesem Gesetz 

geltend machen 

kann. 

Folgende Informa-

tionen werden ihr 

mitgeteilt: 

… 

was in Art. 9 

Abs. 1 Bst. b der 

Konvention 108+ 

nicht der Fall ist.  

der Verantwortliche keine 

anderen Informationen mit-

teilen darf als die in Abs. 2 

aufgezählten.  

ausgelegt werden, dass 

der Verantwortliche keine 

anderen Informationen mit-

teilen darf als die in Abs. 2 

aufgezählten. 

 

 

Art. 23 Abs. 2 Bst. g, erster Teil [Auskunftsrecht / Information über die Empfängerinnen und Empfänger oder die Kategorien der Empfängerinnen und Empfänger, denen die Informa-

tionen bekannt gegeben worden sind] 

Entwurf Bundes-

rat  : 
2  Die betroffene 

Person erhält …. : 

…. 

g.   gegebenenfalls 

die Empfänger- 

innen und Emp-

fänger 

oder die Kate-

gorien von 

Empfänger- 

innen und Emp-

fängern, denen 

Personendaten 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

… 

 

 

g.   Streichen 

NEIN  

Nach Art. 9 Abs. 1 

Bst. b in Verbin-

dung mit Art. 8 

Abs. 1 hat die 

Person das Recht, 

Auskunft über die 

Empfängerinnen 

und Empfänger o-

der die Kategorien 

von Empfängerin-

nen und Empfän-

gern zu erhalten, 

denen die Daten 

bekannt gegeben 

werden.   

NEIN  

Nach Art. 15 Abs. 1 Bst. c 

DSGVO hat die Person 

das Recht, Auskunft über 

die Empfängerinnen und 

Empfänger oder die Kate-

gorien von Empfängerin-

nen und Empfängern zu er-

halten, denen die Daten 

bekannt gegeben werden. 

 

 

 

 

 

 

NEIN  

Der Grundsatz der Transpa-

renz und das Auskunftsrecht 

der betroffenen Person sind 

zwei Referenzgrundlagen für 

die Angemessenheit (Kap. A 

Ziff. 7 und 8).  

NEIN  

Nach Art. 14 Bst. c der 

Richtlinie (EU) 2016/680 

hat die Person das Recht, 

Auskunft über die Empfän-

gerinnen und Empfänger o-

der die Kategorien von 

Empfängerinnen und Emp-

fängern zu erhalten, denen 

die Daten bekannt gege-

ben werden. 

 

 

 

 

 

NEIN  

Nach Art. 8 Abs. 2 

Bst. b DSG muss der In-

haber der Datensamm-

lung der betroffenen 

Person namentlich die 

Kategorien der Daten-

empfänger mitteilen. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

bekanntgege-

ben werden, so-

wie die Informa- 

tionen nach 

Artikel 17 Ab-

satz 4. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 24 Abs. 2 Bst.  a [Einschränkungen des Auskunftsrechts] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
2  Darüber hinaus 

ist es in den folgen-

den Fällen möglich, 

die Auskunft zu ver-

weigern, einzu-

schränken oder auf-

zuschieben:  

a. Der Verantwort-

liche ist eine pri-

vate Person, 

überwiegende 

Interessen des 

Verantwortli-

chen erfordern 

die Massnahme 

und der Verant-

wortliche gibt 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 

 

 

 

 

 

 

 

a. der Verant-

wortliche ist 

eine private 

Person und 

überwiegende 

Interessen er-

fordern die 

Massnahme. 

JA JA JA JA NEIN 

Nach Art. 9 Abs. 4 DSG 

kann ein privater Inha-

ber einer Datensamm-

lung die Auskunft ver-

weigern, einschränken 

oder aufschieben, so-

weit eigene überwie-

gende Interessen es er-

fordern und er die Per-

sonendaten nicht 

Dritten bekannt gibt. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

die Personen-

daten nicht Drit-

ten bekannt. 

Art. 27 Abs. 2 Bst. c Ziff. 1 [Rechtfertigungsgründe – Überwiegendes Interesse des Verantwortlichen] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
2 Ein überwiegen-

des Interesse des 

Verantwortlichen 

fällt insbesondere in 

folgenden Fällen in 

Betracht:  

… 

c. Der Verantwort-

liche bearbeitet 

Personendaten 

zur Prüfung der 

Kreditwürdigkeit 

der betroffenen 

Person, wobei 

die folgenden 

Voraussetzun-

gen erfüllt sind:  

1. Es handelt 

sich weder 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit) : 

… 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Es handelt 

sich um 

-- 

Die Konvention 

108+ regelt die 

Rechtfertigungs-

gründe nicht.  

-- 

Die DSGVO basiert hier 

auf einem anderen System 

als das DSG bzw. der 

E-DSG: In der EU ist das 

Bearbeiten von Personen-

daten grundsätzlich verbo-

ten, es sei denn, der Da-

tenbearbeitungsverantwort-

liche kann sich auf einen 

Rechtsgrund gemäss Art. 6 

der Verordnung (EU) 

2016/679 stützen. 

JA 

 

JA 

Die Richtlinie (EU) 

2016/680 gilt nicht für den 

privaten Sektor. 

NEIN 

Gemäss dem Rechtferti-

gungsgrund nach 

Art. 13 Abs. 2 Bst. c 

DSG zur Bearbeitung 

von Personendaten zur 

Prüfung der Kreditwür-

digkeit einer Person 

dürfen die bearbeiteten 

Daten namentlich nicht 

ein Persönlichkeitsprofil 

bilden. Da im 

E-DSG «Persönlich-

keitsprofil» durch «Profi-

ling» ersetzt wird, 

schwächt die Änderung 

der SPK-N das geltende 

Recht. Ein Entscheid 

wie derjenige des Bun-

desverwaltungsgerichts 

in Sachen «Mo-

neyhouse AG» (A-
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

um beson-

ders schüt-

zenswerte 

Personenda-

ten noch um 

ein 

Profiling. 

… 

keine be-

sonders 

schüt-

zenswerte 

Personen-

daten. 

4232/2015) wäre jeden-

falls nicht mehr möglich. 

Art. 43 Abs. 1  [Untersuchung  – durch EDÖB] 

Entwurf Bundes-

rat : 

 

 

 

 

 

 
1 Der EDÖB eröff-

net von Amtes we-

gen oder auf An-

zeige hin eine Un-

tersuchung gegen 

ein Bundesorgan o-

der eine private 

Person, wenn An-

zeichen bestehen, 

dass eine Datenbe-

arbeitung gegen die 

Minderheit 

(Romano, Addor, 

Brand, Buffat, 

Burgherr, Glarner, 

Golay, Humbel, 

Pfister G., Rei-

mann L., Steine-

mann) : 
1 Bei begründe-

tem Verdacht er-

öffnet der Beauf-

tragte von Amtes 

wegen oder auf 

begründete An-

zeige hin eine Un-

tersuchung gegen 

ein Bundesorgan 

oder eine private 

NEIN 

Nach Art. 15 

Abs. 1 und 2 

Bst. a müssen die 

Vertragsparteien 

sicherstellen, dass 

die Aufsichtsbe-

hörde die Einhal-

tung der Bestim-

mungen der Kon-

vention 108+ ge-

währleistet und 

namentlich befugt 

ist, Ermittlungen 

durchzuführen. 

Diese Befugnis 

unterliegt keinen 

Bedingungen.  

NEIN  

Nach Art. 57 Abs. 1 Bst. h 

und 58 Abs. 1 Bst. b sind 

die Behörden dafür zustän-

dig, Untersuchungen in 

Form von Datenschutz-

überprüfungen über die 

Anwendung der DSGVO 

durchzuführen, auch auf 

der Grundlage von Infor-

mationen einer anderen 

Behörde. Diese Befugnis 

unterliegt keinen Bedingun-

gen. 

NEIN 

Die Stärkung der Kompeten-

zen des EDÖB ist eine zent-

rale Bedingung für die Er-

neuerung des Angemessen-

heitsbeschlusses der 

Schweiz.  

Die wirksame Funktions-

weise einer Aufsichtsbe-

hörde ist eine Referenz-

grundlage für die Angemes-

senheit (Kap. C Ziff. 1 und 

4). 

NEIN 

Nach Art. 46 Abs. 1 Bst. i 

und 47 Abs. 1 der Richtli-

nie (EU) 2016/680 müssen 

die Schengen-Staaten vor-

sehen, dass die Aufsichts-

behörde Untersuchungen 

über die Anwendung der 

Richtlinie (EU) 2016/680 

durchführen kann, auch auf 

der Grundlage von Infor-

mationen einer anderen 

Behörde. Diese Befugnis 

unterliegt keinen Bedingun-

gen. 

NEIN  

Die Kompetenz des 

EDÖB, eine Untersu-

chung zu eröffnen, ist 

nicht vom Vorliegen ein-

deutiger Hinweise ab-

hängig (Art. 27 und 29 

DSG). 



Referenz/Aktenzeichen: COO.2180.109.7.285893 / 212.9/2019/00160 

 

 

14/16 

 

 

E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

Datenschutzvor-

schriften verstossen 

könnte. 

Person, wenn ein-

deutige Hinweise 

bestehen, dass 

eine Datenbear-

beitung gegen die 

Datenschutzvor-

schriften verstos-

sen könnte. 

Art. 55 Bst. c [Verletzung von Sorgfaltspflichten –Datensicherheit] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 

Mit Busse bis zu 

250 000 Franken 

werden private Per-

sonen auf Antrag 

bestraft, die vor-

sätzlich:  

… 

c. die Mindestan-

forderungen an 

die Daten- 

sicherheit, die 

der Bundesrat 

nach Artikel 7 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit) : 

… 

 

 

 

 

 

 

 

c. Streichen  

 

NEIN 

Nach Art. 12 der 

Konvention 108+ 

müssen die Ver-

tragsparteien na-

mentlich geeig-

nete Sanktionen 

für Verletzungen 

der Vorschriften 

der Konvention 

festlegen. Nach 

Art. 15 Abs. 2 

Bst. c kann die 

Aufsichtsbehörde 

zudem namentlich 

verwaltungs-recht-

liche Sanktionen 

verhängen. Die 

Sicherheit ist ein 

NEIN 

Anders als der E-DSG ent-

hält die DSGVO in Art. 83 

eine Regelung mit verwal-

tungsrechtlichen Sanktio-

nen. Die Verletzung von 

Art. 32 zur Sicherheit der 

Bearbeitung wird in Art. 83 

Abs. 4 Bst. a sanktioniert. 

Art. 84 Abs. 1 verpflichtet 

die Mitgliedstaaten, insbe-

sondere für Verstösse, die 

nicht einer verwaltungs-

rechtlichen Sanktion nach 

Art. 83 unterliegen, wirk-

same, verhältnismässige 

und abschreckende Sankti-

onen festzulegen. 

NEIN 

Das Bestehen wirksamer 

und abschreckender Sankti-

onen ist eine Referenzgrund-

lage für die Angemessenheit 

(Kap. C Ziff. 2). 

 

Das Sanktionenregime des 

E-DSG des Bundesrates ist 

viel eingeschränkter als je-

nes gemäss der DSGVO. Es 

stellt eine minimale Rege-

lung dar. Die Europäische 

Kommission hat bereits ver-

lauten lassen, dass eine Ab-

schwächung problematisch 

wäre.. 

 

Wird die Sanktion nach 

JA 

Die Richtlinie (EU) 

2016/680 gilt nicht für den 

privaten Sektor. 

JA 

Dieser Tatbestand ist im 

geltenden DSG nicht 

vorgesehen. 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

Absatz 3 erlas-

sen hat, nicht 

einhalten. 

wesentlicher As-

pekt der Konven-

tion 108+.  

 

Art. 55 Bst. c – die sich im 

Übrigen auf einen wesentli-

chen Punkt, die Sicherheit, 

bezieht – gestrichen, würde 

das Regime geschwächt.  

 

Der EDÖB ist der Auffas-

sung, dass schon das Sank-

tionenregime gemäss dem 

E-DSG des Bundesrates 

nicht genügt. 

Ziff. III E-DSG [Referendum und Inkrafttreten] 

Entwurf Bundes-

rat  : 

 
1 Dieses Gesetz un-

tersteht dem 

fakultativen Refe-

rendum. 
2 Der Bundesrat be-

stimmt das 

Inkrafttreten. 

Entwurf SPK-N 

(Mehrheit)  : 

 
1 …. 

 

 

 
2 Es tritt in Kraft 

am ersten Tag 

des 24. Monats:  

NEIN  

Die Schweiz kann 

die Konvention 

108+ erst ratifizie-

ren, wenn sie die 

neuen Anforde-

rungen des Erlas-

ses umgesetzt hat 

und die neue 

Datenschutzge-

setzgebung in 

 NEIN  

Die Lösung der SPK-N, das 

Inkrafttreten des neuen DSG 

auf jeden Fall um zwei Jahre 

aufzuschieben, ist problema-

tisch. Denn: Auch wenn die 

Europäische Kommission es 

nicht auszuschliessen 
scheint, die noch laufenden 

Revisionsarbeiten zu berück-

sichtigen; könnte eine so 

lange Übergangsfrist die 

NEIN 

Die Lösung der SPK-N ist 

in Bezug auf die Umset-

zung bestimmter Schen-

gen-Weiterentwicklungen3 

problematisch. Denn 

damit die zuständigen 

Schweizer Behörden auf 

bestimmte Personendaten 

zugreifen können, müssen 

sie einer Datenschutzrege-

lung unterstellt sein, die 

 

                                                
3  Es geht namentlich um die drei neuen Verordnungen zum Schengener Informationssystem (SIS), die Verordnung über ein Einreise-/Ausreisesystem (EES) sowie die Verordnung über ein Europäisches 

Reiseinformations- und -genehmigungssystem (ETIAS). 
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E-DSG  Im Hinblick auf 

Konvention 108+ 

unproblema-

tisch? 

Angleichung an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 

(DSGVO)? 

Im Hinblick auf Erneue-

rung des Angemessen-

heitsbeschlusses unprob-

lematisch?  

Im Hinblick auf Schen-

gen-Verträge unproble-

matisch1 ? 

Auf Schutzniveau des 

heute gültigen DSG ? 

 a. nach dem Ab-

lauf der Refe-

rendumsfrist, 

wenn kein Re-

ferendum zu-

stande ge-

kommen ist; 

oder; 

b. nach der 

Volksabstim-

mung, wenn 

das Gesetz in 

der Abstim-

mung ange-

nommen wor-

den ist. 

Kraft ist (Art. 4 der 

Konvention 108+). 

 

Kommission dazu verleiten, 

den Angemessenheitsbe-

schluss für diese Dauer zum 

Nachteil der Schweizer Wirt-

schaft und der Bürgerinnen 

und Bürger zu sistieren.  

 

den europäischen Anforde-

rungen gerecht wird. Na-

mentlich im Bereich der 

Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der Grenzkontrolle, 

der Waffen und der Visa ist 

diese Voraussetzung erst 

erfüllt, wenn das künftige 

DSG in Kraft ist. 
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